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Vorwort

Die vorliegende Arbeit wurde im Sommersemester 2015 von der Juristi-
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erstellen, mir die notwendigen Freiheiten hierfür ließ und gleichzeitig jeder-
zeit mit Rat und Tat zur Seite stand. Auch möchte ich mich bei Prof. Dr. 
Dr. Eric Hilgendorf für die zügige Erstellung des Zweitgutachtens bedan-
ken.

Weiter werde ich das gute Arbeitsklima, die fachlichen Diskussionen und 
auch die heiteren Stunden mit den Kolleginnen und Kollegen am Würzbur-
ger Lehrstuhl für Internationales Strafrecht stets in positiver Erinnerung 
behalten.

Meinem Bruder Dipl. iur. Mikola Preuß danke ich herzlich für die um-
fassenden Korrekturarbeiten und inhaltlichen Anregungen. Besonderer Dank 
gilt auch meinen Eltern Ulrike und Siegfried Preuß angesichts ihrer umfas-
senden Unterstützung, ohne die mein Promotionsvorhaben überhaupt nicht 
möglich gewesen wäre. Ihnen ist diese Arbeit gewidmet.

Würzburg, im März 2016 Tamina Preuß
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vgl.  vergleiche
V-Leute  Vertrauensleute
VO  Verordnung
VOL / A-EG  Bestimmungen für die Vergabe von Leistungen im Anwen-

dungsbereich der Richtlinie 2004 / 18 / EG
Vorb. / Vorbem. Vorbemerkungen
vs.  versus
VuR  Verbraucher und Recht (Zeitschrift)
VwVfG  Verwaltungsverfahrensgesetz
WaffG  Waffengesetz
W.D.N.Y.  Western District of New York
WiJ  Journal der Wirtschaftsstrafrechtlichen Vereinigung e. V.
WiKG  Gesetz zur Bekämpfung der Wirtschaftskriminalität
WIPO  World Intellectual Property Organization (Weltorganisation 

für geistiges Eigentum)
wistra  Zeitschrift für Wirtschafts- und Steuerstrafrecht
WLAN  Wireless Local Area Network (drahtloses lokales Netzwerk)
WM  Wertpapier-Mitteilungen, Zeitschrift für Wirtschafts- und 

Bankrecht
WP  Working Paper(s)
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WPA  Wi-Fi Protected Access (Verschlüsselungstechnik für Draht-
losnetzwerk)

WpHG  Gesetz über den Wertpapierhandel (Wertpapierhandelsgesetz)
WPO  Gesetz über eine Berufsordnung der Wirtschaftsprüfer (Wirt-

schaftsprüferordnung)
Yale LJ Pocket Part  The Yale Law Journal Pocket Part (Online-Zeitschrift)
ZAT  Zeitschrift für Arbeitsrecht und Tarifpolitik in Kirche und 

Caritas
z. B.  zum Beispiel
ZCG  Zeitschrift für Corporate Governance
ZD Zeitschrift für Datenschutz
ZfA  Zeitschrift für Arbeitsrecht
ZfPR  Zeitschrift für Personalvertretungsrecht
ZGR  Zeitschrift für Unternehmens- und Gesellschaftsrecht
Ziff.  Ziffer
ZIP  Zeitschrift für Wirtschaftsrecht
ZIS  Zeitschrift für Internationale Strafrechtsdogmatik
ZJS  Zeitschrift für das Juristische Studium
ZPO  Zivilprozessordnung
ZRFC  Zeitschrift Risk, Fraud & Compliance
ZRP  Zeitschrift für Rechtspolitik
ZStW  Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissenschaft
ZTR  Zeitschrift für Tarifrecht
zugl.  zugleich
ZUM  Zeitschrift für Urheber- und Medienrecht
ZVglRWiss  Zeitschrift für Vergleichende Rechtswissenschaft
ZWH  Zeitschrift für Wirtschaftsstrafrecht und Haftung im Unterneh-

men
ZZP  Zeitschrift für Zivilprozess





Einführung

Der Begriff der unternehmensinternen Ermittlungen ist spätestens seit der 
„Siemens-Affäre“1 in den Fokus der Öffentlichkeit2 und der juristischen 
Fachdiskussion3 gerückt. Bezeichnet wird hiermit eine aus den USA stam-
mende4, in Deutschland relativ neue Form der privaten Sachverhaltsermitt-
lung innerhalb von Unternehmen, die sich durch ihre systematische, an 
staatsanwaltschaftliche Ermittlungen angelehnte Vorgehensweise von sonsti-
gen privaten Ermittlungen unterscheidet. Charakteristisch sind darüber hin-
aus die Hinzuziehung externer Personen, wie Rechtsanwälten und Wirt-
schaftsprüfern, und die Kooperation mit den staatlichen Ermittlungsbehör-
den. Unternehmensinterne Ermittlungen stellen die „repressive Facette der 
Compliance“5 dar und dienen vielfach als „zweckmäßiges Instrument des 
Krisenmanagements“6, welches bei im Unternehmen begangenen Gesetzes- 
oder Regelverstößen die gegen das Unternehmen gerichteten Sanktionen 
und die damit verbundenen Reputationsverluste minimieren soll7.

Beispielsweise wurden im Fall der Siemens AG8 in den Jahren 2006 bis 
2008 parallel zu einem laufenden Ermittlungsverfahren in enger Kooperation 
mit der Staatsanwaltschaft München I umfangreiche unternehmensinterne Er-
mittlungen aufgrund von Korruptionsvorwürfen durchgeführt. Da die Sie-
mens AG als an der US-Börse, dem New York Stock Exchange (NYSE), 
gelistetes Unternehmen dem Foreign Corrupt Practices Act (FCPA) – einem 

1 Vgl. z. B. SZ v. 17.05.2010, http://www.sueddeutsche.de/wirtschaft/korruption-
die-siemens-affaere-eine-bilanz-1.143087 (zuletzt abgerufen am 07.10.2013).

2 Bittmann/Molkenbur, wistra 2009, 373 (373); Nestler, in: Knierim/Rübenstahl/
Tsambikakis, Kap. 1 Rn. 24; J. Wagner, CCZ 2009, 8 (8).

3 Knauer/Buhlmann, AnwBl 2010, 387 (387); Litzka, WiJ 2012, 79 (79).
4 W.-T. Böhm, S. 88; v. Hehn/W. Hartung, DB 2006, 1909 (1909); Nestler, in: 

Knierim/Rübenstahl/Tsambikakis, Kap. 1 Rn. 5; Rödiger, S. 23; J. Wagner, CCZ 
2009, 8 (8); Wehnert, StraFo 2012, 253 (255).

5 Momsen, ZIS 2011, 508 (511). Vgl. zum Begriff und zum Verhältnis unterneh-
mensinterner Ermittlungen zu Compliance S. 54 ff.

6 Momsen, ZIS 2011, 508 (511).
7 Ausführlich zur Begriffsbestimmung und zu den Motiven S. 40 ff.
8 Zum Ganzen Pressemitteilung der Siemens AG v. 15.12.2008, http://www.sie 

mens.com/press/pool/de/events/2008-12-PK/summary-d.pdf (zuletzt abgerufen am 
02.03.2014). Vgl. auch M. Jahn, StV 2009, 41; Knauer/Buhlmann, AnwBl 2010, 
387; Rödiger, S. 1 ff., 215 ff., 229 ff.; Wastl/Litzka/Pusch, NStZ 2009, 68.
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Bundesgesetz der USA, welches u. a. Bestechungsdelikte unter Strafe stellt – 
unterliegt, wurden die unternehmensinternen Ermittlungen durch ausländi-
sche Behörden angestoßen. Dies sind die US-amerikanische Wertpapierauf-
sicht Securities and Exchange Commission (SEC) und das Justizministerium 
der USA, das United States Department of Justice (DoJ)9. Während die SEC 
die zivilrechtliche Ahndung von Verstößen gegen den FCPA übernimmt, kann 
sich das DoJ einschalten, wenn es um die strafrechtliche Verfolgung geht. 
Durchgeführt wurden die Untersuchungen, die nach dem Selbstverständnis 
der Siemens AG nicht nur der Ermittlung verantwortlicher Einzelpersonen, 
sondern auch der Verbesserung der internen Kontrollsysteme dienen sollten, 
durch die international tätige Anwaltskanzlei Debevoise & Plimpton LLP 
(„Debevoise“), welche das Vertrauen der SEC genießt und zuvor noch keine 
wesentlichen Aufgaben für die Siemens AG übernommen hatte. „Debevoise“ 
wurde mandatiert, „eine unabhängige und umfassende Untersuchung 
vorzunehmen“10 und beauftragte ihrerseits in Abstimmung mit der Siemens 
AG die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Deloitte & Touche GmbH („Deloit-
te“) mit der Durchführung von Ermittlungsaufgaben. Die Ermittlungsteams, 
die u. a. aus früheren US-Staatsanwälten bestanden11, führten „Interviews“ 
sowie informelle Gespräche mit Siemens-Mitarbeitern und anderen Personen, 
durchforschten elektronische und schriftliche Dokumente, analysierten Fi-
nanztransaktionen und kontrollierten Bankbelege, was zu Ermittlungskosten 
von insgesamt 553 Millionen Euro führte. Die Ermittlungsergebnisse wurden 
an die Staatsanwaltschaft München I sowie die SEC und das DoJ weitergege-
ben12. Sowohl im Bußgeldbescheid der Staatsanwaltschaft als auch seitens 
der amerikanischen Behörden wurde die Durchführung der Internal Investi-
gation sanktionsmildernd berücksichtigt13.

Die praktische Relevanz von „Internal Investigations“ in Deutschland hat 
in den letzten Jahren stetig zugenommen und wird aller Wahrscheinlichkeit 
nach weiter ansteigen14. Im Jahre 2011 verfügten sechzehn der zwanzig 
umsatzstärksten deutschen Unternehmen über Systeme zur Durchführung 

9 Vgl. ausführlich zur Zusammenarbeit mit den US-amerikanischen Ermittlungs-
behörden S. 422 ff.

10 Pressemitteilung der Siemens AG v. 15.12.2008, http://www.siemens.com/
press/pool/de/events/2008-12-PK/summary-d.pdf, S. 3 (zuletzt abgerufen am 02.03. 
2014).

11 M. Jahn, StV 2009, 41 (41).
12 Rödiger, S. 233 f. unter Bezugnahme auf eine telefonische Auskunft der OStA 

Hildegard Bäumler-Hösl.
13 Pressemitteilung der Siemens AG v. 15.12.2008, http://www.siemens.com/

press/pool/de/events/2008-12-PK/summary-d.pdf, S. 8 f. (zuletzt abgerufen am 
02.03.2014); Pressemitteilung des DoJ v. 15.12.2008, http://www.justice.gov/opa/
pr/2008/December/08-crm-1105.html (zuletzt abgerufen am 29.11.2013).

14 Wisskirchen/Glaser, DB 2011, 1392 (1392); Wybitul, BB 2009, 606 (611).
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von unternehmensinternen Ermittlungen15. „Internal Investigations“ werden 
mittlerweile auch in kleinen und mittelständischen Unternehmen prakti-
ziert16.

Negative Publizität erlangten die unternehmensinternen Ermittlungen 
durch die als „Datenschutzskandale“ bekannt gewordenen Gesetzesverstöße 
bei Untersuchungen innerhalb zahlreicher deutscher Großunternehmen. Bei-
spielsweise wurden bei der Deutschen Bahn AG17 zwecks Korruptionsbe-
kämpfung im Rahmen eines sog. Datenscreenings die Kontodaten der Be-
schäftigten durch eine externe Sicherheitsfirma mit denen der Zulieferer 
abgeglichen, um Scheingeschäfte zu ermitteln. Zudem wurde durch die 
Konzernsicherheit zeitweise der E-Mail-Verkehr sämtlicher Beschäftigter, 
denen ein E-Mail-Anschluss am Arbeitsplatz zur Verfügung stand, auf Kon-
takte zu Journalisten und Konzernkritikern überwacht. Weitere „Daten-
schutzskandale“ ereigneten sich u. a. bei der Handelskette Lidl18, der Dro-
geriekette Müller19, der Deutschen Bank AG20 und der Deutschen Telekom 
AG21.

15 Nestler, in: Knierim/Rübenstahl/Tsambikakis, Kap. 1 Rn. 37.
16 Wisskirchen/Glaser, DB 2011, 1392 (1392).
17 Vgl. Diller, BB 2009, 438; Ehleben/Schirge/Seipel, AiB 2009, 192; Kock/Fran-

cke, NZA 2009, 646; Steinkühler, BB 2009, 1294. Zu den datenschutzrechtlichen 
Konsequenzen vgl. S. 349 ff.

18 Hier wurden systematische Mitarbeiterkontrollen vorgenommen, im Rahmen 
derer Personalräume und -toiletten videoüberwacht und Detektive eingesetzt wurden, 
was zu Bußgeldern i. H. v. 1.462.000 Euro gegen die 35 Lidl-Vertriebsgesellschaften 
führte, vgl. Pressemitteilung der Aufsichtsbehörde für Datenschutz im nichtöffentli-
chen Bereich des Innenministeriums Baden-Württemberg v. 11.09.2008, www.daten-
schutzzentrum.de/presse/20080911-bw-lidl-bussgeldverfahren.pdf (zuletzt abgerufen 
am 24.01.2016). Vgl. auch Ehleben/Schirge/Seipel, AiB 2009, 192; Oberwetter, 
NZA 2008, 609.

19 Bei der Handelskette Müller wurden den Mitarbeitern unzulässige Fragen über 
Gesundheitsdaten gestellt, die Antworten in den Personalakten gespeichert und ar-
chiviert; zudem fehlte es an der Bestellung von betrieblichen Datenschutzbeauftrag-
ten, vgl. Pressemitteilung der Aufsichtsbehörde für Datenschutz im nichtöffentlichen 
Bereich des Innenministeriums Baden-Württemberg v. 11.01.2010; SZ v. 17.05.2010, 
http://www.sueddeutsche.de/wirtschaft/drogeriekette-mueller-wer-schnueffelt-muss-
zahlen-1.59570 (zuletzt abgerufen am 02.10.2013).

20 In diesem Fall sollen die Kommunikationsdaten der Mitarbeiter mit denen von 
Journalisten abgeglichen worden sein; dies löste neben staatsanwaltschaftlichen Er-
mittlungen auch eine unternehmensinterne Untersuchung aus, die mit Hilfe der 
Anwaltskanzlei Cleary Gottlieb Steen & Hamilton durchgeführt wurde, vgl. Der 
Spiegel 39/2009, S. 76, http://www.spiegel.de/wirtschaft/unternehmen/bespitzelung-
von-mitarbeitern-deutsche-bank-schnueffelte-per-rasterfahndung-a-650064.html (zu-
letzt abgerufen am 02.03.2014).

21 Hier wurden die Telefonverbindungsdaten von Führungskräften durch ein Be-
raterunternehmen ausgewertet, um möglicherweise nach § 404 AktG strafbare Kon-




